
freiwillige Zusatzrentenversicherung

/ Kraftfahr-Haftpflichtversicherung und der Tier­
seuchen- und Schlachttierversicherung sind alle Ver­
sicherungen der Bürger f. V. Bei f. V. hat der Bürger 
als Versicherungsnehmer im Rahmen der / Versi­
cherungsbedingungen und Tarife alle Gestaltungs­
rechte, d. h., er entscheidet entsprechend seinen in­
dividuellen Sicherungsbedürfnissen über den Ab­
schluß des Versicherungsvertrages und über dessen 
Inhalt (z. B. Wahl der Versicherungsform nach der 
Vielzahl der gegebenen Möglichkeiten, Höhe der 
Versicherungssumme bei einer / Personenversiche­
rung, Dauer einer Z7 Lebensversicherung, Selbstbe­
teiligung bei einer Z Kraftfahrzeugversicherung), er 
kann Änderungen des Vertrages vereinbaren oder 
diesen kündigen. Für langfristige f. V. wird ein Ver­
sicherungsschein als Urkunde über den Versiche­
rungsvertrag ausgehändigt.

freiwillige Zusatzrentenversicherung (FZR) - von
der Z Soziälversicherung (SV) getragene freiwillige 
Versicherung zur Erlangung höherer Renten- und 
Krankengeldansprüche für Werktätige, deren Ein­
kommen die Höchstgrenze für die Beitragspflicht zur 
SV übersteigt (FZR-VO). Rente, Z Krankengeld 
und andere Geldleistungen, auf die aus der Sozial- 
/?/7/c/z/versicherung Anspruch besteht, werden auf 
der Grundlage des beitragspflichtigen Einkommens 
(Z Sozialversicherungspflichtbeitrag) berechnet. 
Für Werktätige, deren Einkommen die Grenze der 
Beitragspflicht übersteigt, ist deshalb der Unter­
schied zwischen den Einnahmen aus ihrer berufli­
chen Tätigkeit und beispielsweise der späteren Ren­
te größer als für Werktätige, deren Einkommen bei 
oder unterhalb dieser Grenze liegt. Mit dem Beitritt 
zur FZR entfällt gewissermaßen die Begrenzung der 
Beitragspflicht - es werden für das gesamte Einkom­
men Beiträge entrichtet, teils zur Sozialpflichtversi­
cherung (wie bisher) und teils zur FZR -, und die 
Rente, das Krankengeld usw. werden auf der Grund­
lage des gesamten Einkommens berechnet, für das 
Beiträge gezahlt wurden. Der FZR können grund­
sätzlich alle Werktätigen beitreten, die mehr als 
600 Mark monatlich bzw. 7 200 Mark jährlich verdie­
nen (Ausnahmen sind in § 1 Abs. 2 FZR-VO gere­
gelt). Der Beitrag zur FZR beträgt für Arbeiter und 
Angestellte, für Mitglieder sozialistischer Produk­
tionsgenossenschaften und für Mitglieder der Kolle­
gien der Rechtsanwälte 10 Prozent des 600 Mark mo­
natlich bzw. 7 200 Mark jährlich übersteigenden Ein­
kommens. Der Betrieb bzw. die Genossenschaft 
zahlen den gleichen Beitrag zur FZR. Arbeiter, An­
gestellte und Mitglieder sozialistischer Produktions­
genossenschaften, deren Einkommen 1 200 Mark 
monatlich bzw. 14 400 Mark jährlich übersteigt, kön­
nen entscheiden, ob sie für ihr gesamtes Einkommen 
über 600Mark monatlich bzw. 7 200Mark jährlich 
Beiträge zur FZR zahlen oder nur bis zur Grenze von 
1 200 Mark monatlich bzw. 14400 Mark jährlich. 
Freiberuflich Tätige und andere selbständig Tätige 
zahlen als Beitrag 20 Prozent des 7 200 Mark jährlich

übersteigenden Einkommens, höchstens jedoch für 
das Einkommen bis zu 14400 Mark jährlich. Für alle 
Werktätigen, die der FZR angehören, gelten Rege­
lungen über die Befreiung von der Beitragszahlung 
ab einer bestimmten Dauer der Zugehörigkeit zur 
FZR (§§ 13-16 FZR-VO). Wie bei der Sozialpflicht­
versicherung übernimmt auch bei der FZR der Staat 
die Garantie für die sich aus dieser Versicherung er­
gebenden Leistungsansprüche, unabhängig von der 
Höhe der erzielten Einnahmen. Damit ist die FZR 
eine wichtige Ergänzung zu dem garantierten Versi­
cherungsschutz aus der Sozialpflichtversicherung. Z 
Zusatzrente

Freizeitarbeit. Z Maßnahme der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit Z zusätzliche Arbeit

Freizügigkeit Z Recht auf Freizügigkeit

Freizügigkeitsverkehr Zr Sparkonto mit Sparbuch Z 
Postsparkonto

Fremdenzimmer - Raum in der Wohnung eines Bür­
gers, der für die kurzzeitige, meist entgeltliche Un­
terbringung anderer Bürger vorgesehen ist. F. wer­
den häufig auf der Grundlage von Verträgen ge­
nutzt, die der jeweilige Wohnungsinhaber mit staat­
lichen Organen, Betrieben oder gesellschaftlichen 
Organisationen abschließt, die das Zimmer für län­
gere Zeit binden und es dann anderen Bürgern zur 
Nutzung zur Verfügung stellen, z. B. im Rahmen des 
FDGB-Feriendienstes. In solchen Fällen entstehen 
zwischen dem Wohnungsinhaber und dem nutzen­
den Bürger keine vertraglichen Beziehungen. Mög­
lich ist aber auch, daß das Reisebüro der DDR oder 
örtliche Staatsorgane ein F. lediglich gemäß §211 
ZGB vermitteln und der Vertrag dann zwischen den 
beteiligten Bürgern abgeschlossen wird. Schließlich 
ist auch ein direkter Vertragsabschluß zwischen 
Wohnungsinhaber und an der Nutzung eines F. in­
teressierten Bürgern ohne Vermittlung Dritter mög­
lich. Dabei ist jedoch zu beachten, daß vor allem in 
typischen Erholungsgebieten die örtlichen staatli­
chen Organe in der Regel Festlegungen zur Vergabe 
von F. getroffen haben, um auch örtlichen Gegeben­
heiten oder Belangen Rechnung zu tragen (z. B. der 
Wohnraumsituation oder den Möglichkeiten zur 
Versorgung der Urlauber).
So kann es erforderlich sein, daß zur Vermietung von 
F. eine staatliche Genehmigung eingeholt werden 
muß. Meist existieren auf Bezirksebene zugleich 
Preisregelungen. Ist eine Preisgenehmigung erfor­
derlich, muß der Vermieter beim zuständigen Z ört­
lichen Rat einen entsprechenden Antrag stellen. Den 
auf der Grundlage einer Einstufung des F. (entspre­
chend dem Ausstattungsgrad) als zulässig bestimm­
ten Preis (Höchstpreis pro Bett 6 Mark) hat der Ver­
mieter bei Vertragsabschlüssen einzuhalten.
Die Beziehungen zwischen Wohnungsinhaber und 
Nutzer des F. unterliegen der Regelung der §§ 212 ff. 
ZGB, d. h., sie werden grundsätzlich wie ein Vertrag 
über einen Z Hotelaufenthalt behandelt. Welche 
Rechte und Pflichten jedoch im Einzelfall bestehen,
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